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Memorandum der Bundesregierung 
über den Fall Kemritz 


Der Deutsche Bundestag hat sich in den Sitzungen vom 20. und 
21. Juni 1951 mit dem Fall Kemritz befaßt und am 21. Juni 
1951 folgendes beschlossen: 

1. Die Bundesregierung wird ersucht, bei dem Herrn Hohen Koni' 
missar der Vereinigten Staaten von Amerika Verwahrung wegen 
der Eingriffe in die deutsche Rechtspflege einzulegen, wie sie im 
Fall Kemritz erfolgt sind. 

2. Der Bundestag ist der Überzeugung, daß die Verwirklichung 
des Rechts nicht Erwägungen der Staatsraison geopfert werden 
darf. 

3. Der Bundestag erwartet, daß Eingriffe der Besatzungsmächte 
unterbleiben, durch die Personen der deutschen Justiz entzogen 
werden, welche eines Verbrechens beschuldigt sind. 

4. Jm Fall Kemritz müssen die ehrengerichtlichen Befugnisse der 
Anwaltschaft und die Ansprüche der geschädigten Hinterbliebe- 
nen gewahrt bleiben. 

5. Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, dahin zu wirken, 
daß im Zuge der Verhandlungen über die Wiederherstellung 
des normalen rechtlichen und politischen Standes Deutschlands 
die Einschränkungen der deutschen Gerichtsbarkeit beseitigt 
werden, insbesondere daß das Recht der Besatzungsmächte ent- 
fällt, in die deutsche Rechtspflege einzugreifen. 

In der Sitzung vom 28. Februar 1952 hat der Deutsche Bundes- 
tag die große Anfrage der Fraktion der SPD (Nr. 2531 der Druck- 
sachen) beraten. In dieser Beratung hat Bundesminister der Justiz 
Dr. Dehler dem Deutschen Bundestag einen Bericht über die Ver- 
handlungen der gemischten deutsch-amerikanischen Kommission 
über den Fall Kemritz angekündigt. Im folgenden wird der 
Bericht über den Verlauf und die Ergebnisse dieser Verhandlungen 
vorgelegt. 


I. 

Berufung der gemischten deutsch-amerikanischen Kommission 

Auf Grund der Beschlüsse des Deutschen Bundestages vom 
21. Juni 1951 hat der Bundeskanzler am 29. Juni 1951 eine Note 
an den Hohen Kommissar der Vereinigten Staaten von Amerika 
gerichtet. In dieser Note hat die Bundesregierung gegen die Ein- 
griffe in die deutsche Rechtspflege, die amerikanische Behörden im 
Fall Kemritz begangen haben, nachdrücklichst Verwahrung ein- 
gelegt. Anschließend führt die Note aus: 
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„Die Bundesregierung hält jede Einwirkung auf Zivilprozesse 
der Hinterbliebenen für unzulässig, da es die Interessen der 
Besatzungsmacht nicht berühren kann, ob und welche Ansprüche 
die Hinterbliebenen gegen Kemritz haben. Ziffer 2 e des Besat- 
zungsstatuts vermag nach Auffassung der Bundesregierung einen 
solchen Eingriff in private Rechtsbeziehungen Deutscher gegen 
Deutsche nicht zu decken. 


Die Bundesregierung erachtet die Anordnung der Einstellung 
des ehrengerichtlichen Verfahrens für unzulässig. Wer nach deut- 
schem Recht als Rechtsanwalt vor deutschen Gerichten tätig sein 
kann, ist eine ausschließlich deutsche Angelegenheit. Das Gesetz 
Nr. 14 der Alliierten Hohen Kommission kann hier nicht ein- 
greifen, da der Ausschluß aus der deutschen Rechtsanwaltschaft 
nicht erfolgen sollte, weil Kemritz mit alliierten Behörden zu- 
sammengearbeitet hat, sondern weil er sich in zahlreichen Fallen 
unmenschlicher Verbrechen schuldig gemacht hat. Gerade das 
amerikanische Volk und die amerikanischen Behörden haben 
sich in den letzten Jahren immer wieder gegen Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit gewandt und sich unermüdlich dafür ein- 
gesetzt, daß die Grundsätze der Menschlichkeit gewahrt werden. 
Die Bundesregierung ist durch Gesetz und Gewissen verpflich- 
tet, diese Grundsätze zu verwirklichen und etwaige Verstöße 
dagegen mit aller Schwere zu ahnden. 


Daher scheint der Bundesregierung auch die Einstellung des 
Strafverfahrens durch die amerikanische Justizbehörde nicht ge- 
rechtfertigt zu sein. Sie ist zunächst der Auffassung, daß die 
betroffenen Personen, wenn sie zwangsläufig der Verhaftung 
unterlegen haben sollten, von der für ihren Wohnsitz zustän- 
digen Militärbehörde in Haft zu nehmen waren. Falls der sow- 
jetrussische Staatssicherheitsdienst ein berechtigtes Interesse an 
der Verhaftung der betroffenen Personen hatte, konnte er — als 
damalige Dienststelle der alliierten Militärbehörden — jederzeit 
über die alliierte Kommandantur die Verhaftung erwirken. Die 
Art und Weise, in der die Festnahmen durch die Sowjetbehör- 
den erreicht wurden, indem sie Kemritz veranlaßten, die be- 
troffenen Personen durch Hinterlist in den Sowjetsektor hinein- 
zulocken, spricht gegen ein berechtigtes Interesse des sowjet- 
russischen Staatssicherheitsdienstes. Diese Feststellung wird durch 
die Tatsache unterstützt, daß unter den Verhafteten drei Frauen, 
deren Verhaftung auch nach den damaligen Grundsätzen der 
alliierten Streitkräfte nicht geboten gewesen sein dürfte, und 
zwei Männer waren, die kurz vor ihrer durch Kemritz herbei- 
geführten Verhaftung aus amerikanischer Internierungshaft „be- 
dingungslos“ entlassen worden waren. Der Bundesregierung ist 
es hiernach unverständlich, wie die amerikanische Justizbehörde 
zu der Ansicht kommen konnte, die Verhaftungen und daher 
auch die Mitwirkung des Kemritz hierzu seien „legal“ gewesen. 
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Die Bundesregierung will unterstellen, daß Kemritz tatsäch- 
lich einen wertvollen Beitrag zur Sicherheit des Westens geleistet 
hat. In Übereinstimmung mit der von alliierten Justizbehörden 
in Verfahren gegen Deutsche, insbesondere in den Nürnberger 
Prozessen vertretenen Ansicht ist sie aber der Auffassung, daß 
ein Verbrechen auf der einen Seite nicht durch eine gute Tat 
auf der anderen Seite aus der Welt geschafft werden kann. Dem - 
zufolge hätte der „wertvolle Beitrag“ des Kemritz nicht straf- 
tilgend, sondern allenfalls strafmildernd berücksichtigt werden 
dürfen. 


Die vorstehend geschilderten Eingriffe der amerikanischen 
Behörden in die deutsche Gerichtshoheit haben in der deutschen 
Öffentlichkeit eine außerordentliche Erregung hervorgerufen. 
Die Bundesregierung teilt die vom Deutschen Bundestag in sei- 
ner Sitzung vom 20. Juni 1951 zum Ausdruck gebrachte Auffas- 
sung, daß politische Erwägungen die Verwirklichung des Rechts 
nicht hindern sollten. Die Bundesregierung hält es daher für er- 
forderlich, daß der Fall Kemritz und die mit ihm zusammenhän- 
genden Rechtsfragen von Sachverständigen der amerikanischen 
Hohen Kommission und der Bundesregierung mit dem Ziel er- 
örtert werden, die Angelgenheit zu bereinigen und für die Zu 
kunft derartige Eingriffe in die deutsche Rechtspflege auszu- 
schließen.“ 


Der Amerikanische Hohe Kommissar hat auf diese Note mit 
einem Schreiben vom 31. 7. 1951 an den Herrn Bundeskanzler ge- 
antwortet. Er hat darin erklärt, daß er, wenn er in der Lage dazu 
sei, der Bitte der Bundesregierung entsprechen wolle, eine Konfe- 
renz zwischen amerikanischen und deutschen Sachverständigen ab- 
zuhalten. Er äußerte weiter den Wunsch, in den Besitz zusätzlicher 
Tatsachen über Kemritz zu gelangen, die bei den amerikanischen 
Ermittlungen nicht aufgedeckt worden seien. 


Zur Vorbereitung der in Aussicht gestellten Verhandlungen hat 
das Bundesjustizministerium weitere Ermittlungen anstellen lassen. 
Nachdem dann das Landgericht Berlin in dem Strafverfahren gegen 
Frau Ilse Heckelt, die Sekretärin des Kemritz, am 7. August 1951 
den Haftbefehl aufgehoben und Frau H e c k e 1 1 auf freien Fuß 
gesetzt hatte, nachdem ferner auf Weisung des amerikanischen Sek- 
torenkommandanten das Landgericht Berlin in dem Schadensprozeß 
von Frau v. Hake, der Witwe eines Opfers des Kemritz, gegen 
Kemritz den Vollzug der ergangenen Versäumnisurteile ausgesetzt 
und die Akten dem amerikanischen Sektorenkommandanten zu- 
geleitet hatte, wurden von der amerikanischen und der deutschen 
Seite die Mitglieder der gemischten deutsch-amerikanischen Kom- 
mission benannt. Die erste Verhandlung fand am 5. September 1951 
auf dem Petersberg statt. 
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II. 


Gang der Verhandlungen 

An der Verhandlung vom 5. 9. 1951 haben teilgenommen: 

als Beauftragte des Amerikanischen Hohen Kommissars 

Mr. Kelleher stellv. Leiter der Rechtsabteilung beim Ame- 

rikanischen Hohen Kommissar, 

Mr. Dayton stellv. Leiter der politischen Abteilung beim 

Amerikanischen Hohen Kommissar, 

Mr. McDonald vom alliierten Generalsekretariat; 

als Beauftragte der Bundesregierung: 

Generalstaatsanwalt 

Dr. Schafheutle Bundesjustizministerium, 

Dr. Weiz Auswärtiges Amt, 

Ministerialdirektor 

Dr. Kant Hessisches Justizministerium, 

Senatspräsident 

Eccardt als Vorsitzender des Senats von Berlin, 

Dr. Griitzner Bundesjustizministerium. 

In dieser ersten Verhandlung hat ein Austausch der Mitteilungen 
über die tatsächlichen Unterlagen und über die beiderseitigen Rechts- 
ansichten stattgefunden. Es war notwendig, den amerikanischen 
Dienststellen das Ergebnis der deutschen Ermittlungen zugänglich 
zu machen und die amerikanische Seite um die Mitteilung der Richt- 
linien über den automatischen Arrest zu bitten, auf die sich die 
amerikanischen Beauftragten zur Rechtfertigung der Handlungs- 
weise des Kemritz berufen haben. Außerdem war es erforderlich, 
zur Klärung von Zweifelsfragen, die bei den Besprechungen auf- 
getaucht waren, die deutschen Ermittlungen nach verschiedener 
Richtung zu ergänzen. Deshalb wurde die Verhandlung vertagt. 

Nach Abschluß der weiteren Ermittlungen wurde ihr Ergebnis 
mit Schreiben des Bundesjustizministeriums vom 23. November 1951 
den Beauftragten des Amerikanischen Hohen Kommissars über- 
mittelt. Zugleich wurden die amerikanischen Beauftragten gebeten, 
entsprechend ihrer Zusage vom 5. 9. 1951 ihre Stellungnahme zu 
den deutschen Ermittlungen und die Richtlinien über den auto- 
matischen Arrest mitzuteilen. Als die Antwort sich verzögerte, 
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fragte das Bundesjustizministerium am 11. 1. 1952 beim General- 
sekretariat der Amerikanischen Hohen Kommission an, wann die 
nächste Besprechung der gemischten Kommission stattfinden könne. 

Mit Schreiben vom 7. 2. 1952 wurde dem Bundesjustizministe- 
rium ein Bericht der amerikanischen Mitglieder der gemischten 
deutsch-amerikanischen Kommission vom 23. 1. 1952 übermittelt. 
Nach diesem Bericht haben die amerikanischen Mitglieder nach der 
Sitzung vom 5. 9. 1951 Ermittlungen über alle Festnahmen von 
Deutschen durch die Sowjets vorgenommen, an denen beteiligt zu 
sein Kemritz zur Last gelegt wird. Diese Ermittlungen bestanden 
in einer Nachprüfung des schon zum Zeitpunkt der September- 
Sitzung zur Verfügung stehenden Tatsachenmaterials, in einer Prü- 
fung des von den deutschen Mitgliedern in dem Memorandum vom 
23. 11. 1951 beigebrachten Tatsachenmaterials und in der Verneh- 
mung des Kemritz hierzu. Das Ergebnis dieser amerikanischen Er- 
mittlungen ist im Anhang A und B des amerikanischen Memoran- 
dums vom 23. 1. 1952 dargelegt. Außerdem wurden diesem Memo- 
randum Auszüge aus den alliierten Anweisungen über den auto- 
matischen Arrest beigefügt. 

Das Bundesjustizministerium teilte dem Generalsekretariat der 
Amerikanischen Hohen Kommission mit Schreiben vom 11. 2. 1952 
mit, daß es erforderlich erscheine, das deutsche Memorandum vom 
3. 11. 1951 und auch das amerikanische Memorandum vom 23. 1. 
1952 zu erörtern, und bat um eine weitere Verhandlung der ge- 
mischten deutsch-amerikanischen Kommission. Diese Verhandlung 
fand am 28. 2. 1952 auf dem Petersberg statt. An ihr haben teil- 
genommen: 

als Beauftragte der Amerikanischen Hohen Kommission 

Mr. Lamb, Rechtsabteilung beim Amerikanischen Hohen 

Kommissar, 

Mr. Pabsch, Politische Abteilung beim Amerikanischen 

Hohen Kommissar, 

Mr. McDonald vom alliierten Generalsekretariat, 

als Beauftragte der Bundesregierung 
Generalstaatsanwalt Dr. Schafheutle, Freiburg i. Br., 

Senatspräsident Eccardt, Berlin, 

Legationsrat Steg, Auswärtiges Amt, 

Staatsanwalt Meyer, Bundesjustizministerium. 

In der zweiten Besprechung wurden erneut unter Verwertung 
des amerikanischen Memorandums vom 23. 1. 1952 die Fälle von 
Verhaftungen erörtert, die Kemritz zur Last gelegt werden, und 
insbesondere diejenigen Fälle näher behandelt, die Kemritz zugibt. 
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Sodann wurde die deutsche Rechtsauffassung über das Verhalten 
des Kemritz und die Eingriffe der amerikanischen Behörden in die 
deutschen Gerichtsverfahren ausführlich dargelegt. Die amerika- 
nischen Vertreter hielten an dem Rechtsstandpunkt fest, den sie 
bereits in der Besprechung vom 5, 9. 1951 eingenommen hatte. 

III. 

Die Eingriffe der amerikanischen Behörden 
in deutsche Gerichtsverfahren im Falle Kemritz 

Ausgangspunkt der Erörterungen waren die Eingriffe der ameri- 
kanischen Behörden in folgenden Verfahren: 

1. Bei der Staatsanwaltschaft in Frankfurt/Main war im Oktober 
1950 ein Strafverfahren gegen Kemritz wegen schwerer Frei- 
heitsberaubung eingcleitet worden. Dieses Verfahren betraf die 
Mitwirkung des Kemritz an Verhaftungen von Deutschen durch 
die sowjetische Besatzungsmacht und insbesondere die Fälle von 
Wolf von Gersdorff und Erich Klose, die Kemritz im November 
1945 der NKWD in Berlin in die Hände gespielt hatte. Im Laufe 
des Verfahrens ergab sich der Verdacht, daß Kemritz an der 
Verhaftung von mindestens 14 Männern und 3 Frauen durch 
die Sowjets beteiligt war. Auf Grund eines Haftbefehls des 
Amtsgerichts Frankfurt/Main wurde Kemritz in diesem Verfah- 
ren am 4, 11. 1950 verhaftet. In diesem Ermittlungsverfahren 
hat der amerikanische Landeskommissar für Hessen das Hes- 
sische Justizministerium am 14. 11. 1950 fernmündlich um Vor- 
lage der Akten ersucht und am 21. 11. 1950 mitgeteilt, daß das 
Verfahren an ein amerikanisches Besatzungsgericht abgegeben 
worden sei. Auf Anordnung des amerikanischen Besatzungs- 
gerichts wurde Kemritz am 13. 12. 1950 aus der Haft entlassen. 
Mit dem Strafverfahren gegen Kemritz wurde dann das ameri- 
kanische Besatzungsgericht in Berlin befaßt. Nach einer Mit- 
teilung des Rechtsamts des Amerikanischen Hohen Kommissars 
vom 13. 6. 1951 ist das Verfahren, das gegen Kemritz bei dem 
amerikanischen Besatzungsgericht anhängig war, eingestellt wor- 
den. Diese Einstellung ist wie folgt begründet worden: 

„Die über 6 Monate sich erstreckende Untersuchung durch 
das Amt des Oberstaatsanwalts hat ergeben, daß keinerlei 
Gründe vorhanden sind, um Dr. Kemritz für diese Betäti- 
gung vor alliierten und deutschen Gerichten zur Verantwor- 
tung zu ziehen. Die betreffenden Deutschen unterlagen auf 
Grund der alliierten Verfügungen zwangsläufig der Verhaf- 
tung, und der russische Staatssicherheitsdienst, der die Ver- 
haftungen durchführte, war zu dieser Zeit eine Dienststelle 
der Besatzungsbehörden. Dr. Kemritz Unterstützung bei 
den Verhaftungen war daher legal entsprechend den Bcsat- 
zungsgesetzen und -bestimmungen und die Einleitung einer 
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Strafverfolgung oder eines Disziplinarverfahrens gegen ihn 
durch alliierte oder deutsche Behörden in Verbindung damit 
wäre nicht in Übereinstimmung mit Gesetz Nr. 14 der 
Alliierten Hochkommission. Die Untersuchung des Amtes 
des Oberstaatsanwalts hat ferner ergeben, daß Kemritz in 
den Nachkriegsjahren einen wertvollen Beitrag zur Sicher- 
heit des Westens geleistet hat.“ 

2. Gegen Rechtsanwalt Dr. Kemritz war aufgrund der gleichen 
Beschuldigungen durch den Generalstaatsanwalt in Frankfurt/ 
Main Anklage vor dem Ehrengericht der Rechtsanwaltskammer 
in Frankfurt/Main erhoben worden. Termin zur Hauptver- 
handlung war auf den 14. 4. 1951 angesetzt. Mit Schreiben vom 
2. 4. 1951 an den Hessischen Ministerpräsidenten hat der ame- 
rikanische Landeskommissar in Hessen angeordnet, daß dieses 
Verfahren eingestellt wird. Dieses Schreiben des amerikanischen 
Landeskommissars lautet: 

„Wie sich aus der Anklage ergibt, w-erden Interessen berührt* 
die in den Bereich des § 2 des Besatzungsstatuts fallen. Daher 
wird gemäß Art. 7 des Gesetzes Nr. 13 der vorgenannte Fall 
der Zuständigkeit der deutschen Gerichtsbarkeit entzogen 
und es wird angeordnet, daß das Verfahren eingestellt wird.“ 

Nachdem dies geschehen war, hat der Hessische Justizmini- 
ster mit Schreiben vom 15. 6. 1951 dem Rechtsanwalt Dr. Kem- 
ritz das Betreten aller Justizgebäude Hessens verboten, soweit 
er sie als Parteivertreter aufsuchen will, und ihn des Amtes als 
Notar enthoben. Durch ein späteres Schreiben hat der Hessische 
Justizminister die Zulassung des Kemritz zur Rechtsanwaltschaft 
bei dem Amtsgericht Bad Homburg und dem Landgericht Frank- 
furt/Main zurückgenommen. 

3. Auch die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Berlin hat gegen 
Kemritz wegen seiner Beteiligung an der Verhaftung von Deut- 
schen ein Strafverfahren eingeleitet. In diesem Verfahren wurde 
gegen Kemritz die Voruntersuchung eröffnet und am 14. 6. 1951 
durch den Untersuchungsrichter des Landgerichts Berlin Haft- 
befehl erlassen. Dieses Strafverfahren wurde infolge der Erklä- 
rungen des Amtes des US-Befehlshaber in Berlin vom 30. 7. 1951 
nicht weitergeführt. 

4. Frau v. H a k e, die Witwe eines Opfers des Kemritz, hatte beim 
Landgericht Berlin gegen Kemritz eine Schadensersatzklage er- 
hoben. In diesem Verfahren hatte das Landgericht Berlin auf die 
Feststellungsklage am 26. 6. 1951 gegen Kemritz Versäumnis- 
urteil und am 25. 7. 1951 auf die Leistungsklage ein weiteres 
Versäumnisurteil erlassen. Bereits am 13. 6. 1951 hatte das Amt 
des US-Befehlshabers in Berlin unter Bezugnahme auf Art. 7 
des Gesetzes Nr. 7 der Alliierten Kommandantur die Weisung 
erteilt, diesen Fall aus der Gerichtsbarkeit des Landgerichts Berlin 
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herauszunehmen und die Akten dem US-Gericht in Berlin zu 
übersenden. Nachdem diese Weisung zunächst unbeachtet geblie- 
ben war, erklärte das Amt des US-Befehlshabers mit Schreiben 
vom 30. 7. 1951 an den Regierenden Bürgermeister von Berlin 
die Versäumnisurteile des Landgerichts Berlin vom 26. 6. und 
vom 25. 7. 1951 i. S. v. Hake gegen Kemritz für null und nichtig 
und wiederholte sein Ersuchen vom 13. 6. 1951 um Aushändi- 
gung der Akten. Diesem Ersuchen hat die Zivilkammer des 
Landgerichts Berlin stattgegeben (vgl. oben I). 


IV. 


Zur Persönlichkeit des Kemritz 

Die deutschen Ermittlungen über die Persönlichkeit des Kemritz 
haben folgendes ergeben: 

Kemritz hat in seinen Anträgen auf Zulassung als Rechtsanwalt 
und auf Bestallung als Notar, die er nach seiner Übersiedlung von 
Berlin nach Bad Homburg (1947) einreichte, niemals erklärt, daß er 
der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen angehört habe. Tatsäch- 
lich war er Parteigenosse vom 1. Mai 1933, Mitglied der NSKK von 
1933 bis 1945, Mitglied des NS-Rechtswahrerbundes und ab 1934 
Mitglied des Vorstandes der Reichsrechtsanwaltskammer. Nach dem 
Spruchkammerbescheid der Spruchkammer des Kreises Obertaunus 
vom 19. Dezember 1950 gilt er als „entlastet“. 

Kemritz war im Kriege im Abwehrdienst beim stellvertr. Gene- 
ralkommando III in Berlin tätig. Bereits vor dem Kriege stand er 
in Verdacht, undurchsichtige Verbindungen zu dem Ausland zu 
haben. In den Abwehrdienst kam Kemritz auf Fürsprache des da- 
maligen Reichssicherheitshauptamtes hinein, von dessen Leitung 
Himmler und Heydrich sich sehr für Kemritz eingesetzt haben. 
Kemritz galt als aktiver Nationalsozialist und war auch als solcher 
in den Vorstand der Reichsrechtsanwaltskammer gewählt worden. 

Ende April 1945 wurde Kemritz der kämpfenden Truppe über- 
wiesen, geriet am 1. Mai 1945 bei Döberitz in russische Kriegsgefan- 
genschaft und wurde im Kriegsgefangenenlager Landsberg/Warthe 
untergebracht. 

Am 27. Oktober 1945 machte der Leiter der zuständigen 
NKWD-Stelle ihm nach seinen eigenen Angaben das Angebot der 
Entlassung, wenn er für die NKWD arbeite. Er Unterzeichnete da- 
rauf eine Verpflichtungserklärung und wurde am 28. Oktober 1945 
entlassen. Er bekam von den Sowjets den Auftrag, von der NKWD 
gesuchte Personen,* die auf einer Liste verzeichnet waren, in sein 
Büro in Berlin NW 7, Schadowstraße 1, zu bestellen, so daß sie nach 
dem Verlassen des Büros durch die NKWD festgenommen werden 
konnten. 
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Etwa Mitte Dezember 1945 erst hat Kemritz die Verbindung 
zu amerikanischen Nachrichtenoffizeren aufgenommen, im Januar 
1946 einen ersten Besuch von 2 amerikanischen Offizieren in seiner 
Wohnung in Berlin-Dahlem erhalten und damals Bekannten gegen- 
über geäußert, daß er nunmehr unter amerikanischem Schutz stehe. 
Von da ab ist er wöchentlich mit amerikanischen Nachrichtenoffi- 
zieren zusammengetroffen. Vom amerikanischen Nachrichtendienst 
erhielt er den Auftrag, diesem die ihm von der NKWD ausgehän- 
digten Listen gesuchter Personen vorzulegen. Diejenigen Personen, 
an denen die Amerikaner interessiert waren und die die Amerikaner 
der Festnahme durch die Sowjets entziehen wollten, wurden von 
amerikanischer Seite davor gewarnt, das Büro des Kemritz zu be- 
treten. Durch das Dazwischentreten des amerikanischen Nachrich- 
tendienstes dürften so eine Reihe von Deutschen, die Kemritz den 
Sowjets ausliefern sollte, der Festnahme durch die NKWD ent- 
gangen sein. Daneben erhielt Kemritz von amerikanischer Seite Son- 
deraufträge, die sich insbesondere auf die Ermittlung von Atom- 
forschern bezogen. Kemritz spielte demnach im amerikanischen 
Auftrag etwa von Mitte Dezember 1945 ab die Rolle eines Doppel- 
agenten, der mit Billigung amerikanischer Stellen seine Tätigkeit 
für den sowjetischen Nachrichtendienst aufrechterhielt. 


V. 


Die Opfer des Kemritz 

Aufgrund der Ermittlungen des Bundesjustizministeriums sind 
bei der Verhandlung vom 5. 9. 1951 und im deutschen Memoran- 
dum vom 23. 11. 1951 folgende Fälle, in denen Kemritz Deutsche 
der NKWD zur Verhaftung in die Hände gespielt hat, als Opfer 
des Kemritz bezeichnet und der den deutschen Stellen bekannte 
Sachverhalt im einzelnen mitgeteilt worden: 

1. Dr. Wolf v. Gersdorff, 

Kraftfahrer bei der deutschen Abwehrstelle in Bukarest, am 
16. 11. 45 festgenommen, einige Wochen später frcigelassen, 

2. Erich Klose, 

im Kriege bei der Abwehrstelle des stellv. Generalkommandos 
III in Berlin tätig, am 16. 11. 45 festgenommen, im Konzen- 
trationslager Hohenschönhausen gestorben, 

3. Dr. Martin Rieckenberg, 

soweit bekannt, nicht bei der deutschen Abwehr tätig gewesen, 
aus britischer Gefangenschaft im Juli 1945 entlassen; am 
1. Dezember 1945 in das Büro des Kemritz bestellt, aber nicht 
erschienen. Nach der zweiten Einbestellung zum 5. 12. 45 an 
diesem Tage festgenommen; in einem sowjetischen Konzen- 
trationslager 1947 gestorben, 
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4. Otto W e r n i c k e, 

Hauptmann bei der Abwehrstelle des stellv. Generalkomman- 
dos III in Berlin, im November 1945 festgenommen, am 17. 11. 

1945 in ein NKWD-Gefängnis eingeliefert, 1946 von einem 
sowjetischen Gericht zum Tode verurteilt, 

5. Elisabeth F 1 e h r, 

im Kriege als Stenotypistin in der Abwehrstelle des stellv. 
Generalkommandos III in Berlin tätig, am 21. 11. 45 fest- 
genommen, im Januar 1950 aus dem Konzentrationslager Sach- 
senhausen entlassen, 

6. Admiral a. D. B i n d s e i 1, 

techn. Direktor bei der Firma Telefunken, Herbst 1945 fest- 
genommen, Schicksal unbekannt, 

7. Dr. Moritz Becker, 

Oberstleutnant in der Abwehrstelle des stellv. Generalkom- 
mandos III in Berlin, Vorgesetzter des Kemritz; am 13./14. 3. 

1946 festgenommen, im November 1948 im Konzentrations- 
lager Bautzen gestorben, 

8. Reinhard Danneber g, 

Major in der Abwehrstelle des stellv. Generalkommandos III 
in Berlin, im Juni 1946 aus amerikanischer Internierungshaft 
entlassen; am 2, 7. 46 von der NKWD festgenommen, Schick- 
sal unbekannt, 

9. Ehemann G o 1 1 e r t, 

im stellv. Generalkommando III in Berlin tätig, Ende 1945 ver- 
haftet, Schicksal unbekannt, 

10. Ehefrau G o 1 1 e r t, 

keine Tätigkeit bei der Abwehr, Ende 1945 mit ihrem Ehe- 
mann verhaftet, im Januar 1950 aus dem Konzentrationslager 
Sachsenhausen entlassen, 

11. Hans-Jürgen v. Hake, 

nach den deutschen Ermittlungen nicht im Abwehrdienst tätig, 
am 14. 3. 46 festgenommen, am 4. 7. 50 im Zuchthaus Luckau 
gestorben, 

12. Elisabeth Ohm, 

Sekretärin des Majors Danneberg, vom 29. 8. 45 bis 9. 6. 46 
in amerikanischer Internierungshaft; nach dem 3. 7. 46 zu 
Kemritz einbestellt, aber nicht erschienen, so daß es zu keiner 
Verhaftung durch die NKWD gekommen ist, 

13. Walter Wiegand, 

Oberleutnant bei der Abwehrstelle des stellv. Generalkom- 
mandos III in Berlin, am 24. 1. 46 festgenommen, Schicksal 
unbekannt, 
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14. v. Wedel, 

nicht im Abwehrdienst tätig, Ende 1945 festgenommen, 1947 
im Konzentrationslager Jamlitz gestorben, 

15. Fräulein Berg, 

Angestellte bei der Abwehrstelle des stellv. Generalkomman- 
dos III in Berlin, zu unbekanntem Zeitpunkt festgenommen, 
1948 aus dem Konzentrationslager Sachsenhausen entlassen, 

16. Dr. Gerhard F a u s t, 

nicht im Abwehrdienst tätig, am 9. 1. 46 festgenommen, 1949 
im Konzentrationslager Bautzen gestorben, 

17. Erich Ponsdorf, 

im OKW tätig, 1946 festgenommen, Schicksal unbekannt, 

18. Dr. Sturm, 

nicht Mitglied des Abwehrdienstes, Zeitpunkt der Festnahme 
unbekannt, 1950 in Waldheim zu einer längeren Freiheitsstrafe 
verurteilt, 

19. Dr. Schöpf, 

nicht Mitglied des Abwehrdienstes, Zeitpunkt der Festnahme 
unbekannt, Ende 1949 im Konzentrationslager Buchenwald 
gestorben, 

20. Dr. Reuter, 

bei der Abwehrstelle des stellv. Generlakommandos III in Ber- 
lin tätig, im Dezember 1945 festgenommen, nach einigen 
Wochen wieder entlassen, 

21. Dr. Pott, 

im Abwehrdienst tätig, Zeitpunkt der Festnahme unbekannt, 
Schicksal unbekannt, 

22. Freih. v. W a n g e n h e i m, 

General der Flieger, 1945 festgenommen, Schicksal unbekannt, 

23. Dr. Schlange, 

Tätigkeit und Zeitpunkt der Festnahme unbekannt, im Kon- 
zentrationslager Sachsenhausen gestorben. 

Da Kemritz erst von Mitte Dezember 1945 ab die Verbindung 
zu amerikanischen Dienststellen aufgenommen hat, kommt eine 
Tätigkeit des Kemritz als amerikanischer Agent und damit ein 
Handeln in amerikanischem Auftrag nur bei denjenigen Opfern des 
Kemritz in Frage, die nach Mitte Dezember 1945 von den Sowjets 
verhaftet worden sind. Nicht in amerikanischem Auftrag, sondern 
ausschließlich im Auftrag des NKWD hat Kemritz an den Verhaf- 
tungen mitgewirkt, die vor Mitte Dezember 1945 stattgefunden 
haben. Das sind die Verhaftungen von 
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1. Dr. Wolf v. Gersdorff, 
festgenommen am 16. 11. 45, 

2. Erich Klose, 
festgenommen am 16. 11. 45, 

3. Dr. Martin Rieckenberg, 
festgenommen am 5. 12. 45, 

4. Otto Wernicke 
festgenommen im November 1945, 

5. Elisabeth F 1 e h r, 
festgenommen am 21. 11. 45, 

6. Admiral a. D. B i n d s e i 1, 
festgenommen im Herbst 1945. 

Von den übrigen Opfern des Kemritz ist der Fall Danne- 
b e r g deshalb bemerkenswert, weil Danneberg sich vor seiner Ver- 
haftung durch die Sowjets in amerikanischer Internierungshaft be- 
funden hat und aus dieser Haft im Juni 1946 entlassen worden war. 
Ferner ist bedeutsam, daß von den Opfern des Kemritz Frau Gollert 
erweislich nicht im deutschen Abwehrdienst tätig war, während 
bei einer Reihe von anderen Opfern eine Tätigkeit im deutschen 
Abwehrdienst nicht bewiesen ist. 

In dem amerikanischen Memorandum vom 23. 1. 1952 werden 
von den 23 Opfern des Kemritz, die deutscherseits genannt worden 
sind, nur 7 Fälle von sowjetischen Verhaftungen eingeräumt, in 
denen eine Beteiligung des Kemritz nach den amerikanischen Er- 
mittlungen aufgrund des Geständnisses von Kemritz feststeht. Es 
sind folgende: 

1. Erich Klose (oben Nr. 2), 

2. Wolf v. Gersdorff (oben Nr. 1), 

0 3. Reinhard Danneberg (oben Nr. 8), 

4. Hans-Jürgen v. Hake (oben Nr. 11), 

5. Moritz Becker (oben Nr. 7), 

6. Heinz Weigand, dessen Identität mit 

Walter Wiegand (oben Nr. 13) zweifelhaft ist, 

7. Martin Rieckenberg (oben Nr. 3). 

Die amerikanischen Ermittlungen haben für alle diese Personen 
ergeben, daß sie im deutschen Abwehrdienst tätig waren. Das gilt 
auch für v. Gersdorff, der nach den deutschen Ermittlungen 
nur als Kraftfahrer beim deutschen Abwehrdienst in Bukarest be- 
schäftigt war, und für v. Hake, der nach den amerikanischen Er- 
mittlungen für die deutsche Abwehr in Dänemark gearbeitet hat. 
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Bei allen übrigen deutscherseits genannten Fällen hat Kemritz 
nach den amerikanischen Ermittlungen weder unmittelbar noch 
mittelbar an den Festnahmen durch die Sowjets mitgewirkt. 


VI. 


Die amerikanische Rechtsauffassung 

Die amerikanischen Beauftragten haben in den Verhandlungen 
erklärt, daß Kemritz für die ihm zur Last gelegten Handlungen 
strafrechtlich nicht zur Verantwortung gezogen werden könne, da 
er legal gehandelt habe. Das gelte sowohl für seine Mitwirkung an 
den sowjetischen Festnahmen nach dem Zeitpunkt, in dem er für 
die amerikanischen Dienststellen tätig wurde, als auch für die Fälle, 
die sich vor dem Beginn seiner Agententätigkeit für die amerika- 
schen Dienststellen ereignet haben. Sämtliche Deutsche, bei deren 
Festnahme durch die Sowjets Kemritz nadi seiner eigenen Erklä- 
rung mitgewirkt hat, seien von den Sowjets aufgrund von be- 
satzungsrechtlichen Bestimmungen, die den automatischen Arrest 
des Personals des deutschen Abwehrdienstes vorsahen, verhaftet 
worden. In dem amerikanischen Memorandum vom 23. 1. 1952 
wird demnach erklärt, daß die Mitwirkung des Kemritz an diesen 
Verhaftungen nicht mit einer ungesetzlichen Handlung verbunden 
gewesen sei. Sie könne daher rechtlich nicht Gegenstand eines 
strafrechtlichen oder zivilrechtlichen Verfahrens vor deutschen Ge- 
richten oder Besatzungsgerichten sein. 

In den Verhandlungen und in dem amerikanischen Memoran- 
dum vom 23. 1. 1952 haben sich die amerikanischen Beauftragten 
zur Rechtfertigung des automatischen Arrestes gegenüber den An- 
gehörigen des deutschen Abwehrdienstes insbesondere auf folgende 
Vorschriften berufen: 

1. Auszug aus der Erklärung in Anbetracht der Niederlage 
Deutschlands und der Übernahme der obersten Regierungs- 
gewalt hinsichtlich Deutschlands durch die Regierungen des 
Vereinigten Königreichs, der Vereinigten Staaten von Amerika, 
der Union der SSR und durch die provisorische Regierung der 
Französischen Republik 

(Amtsbl. der Mil. -Reg. Deutschlands, britisches Kontroll- 
gebiet Nr. 5 S. 25) 

vom 5. Juni 1945 

Artikel II 

„Die hauptsächlichsten Naziführer, die von den alliierten Ver- 
tretern namhaft gemacht werden und alle Personen, die von Zeit 
zu Zeit von den alliierten Vertretern genannt oder nach Dienst- 
grad, Amt oder Stellung beschrieben werden, weil sie in Verdacht 
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stehen, Kriegs- oder ähnliche Verbrechen begangen, befohlen oder 
ihnen Vorschub geleistet zu haben, sind festzunehmen und den 
alliierten Vertretern zu übergeben. 

b) Dasselbe trifft zu für alle die Angehörigen irgendeiner der 
Vereinten Nationen, von denen behauptet wird, daß sie sich gegen 
die Gesetze ihres Landes vergangen haben und die jeder Zeit von 
den alliierten Vertretern namhaft gemacht oder nach Dienstgrad, 
Amt oder Stellung beschrieben werden können. 

Allen Anweisungen der alliierten Vertreter, die zur Ergrei- 
fung und Übergabe solcher Personen zweckdienlich sind, ist von 
den deutschen Behörden und dem deutschen Volke nachzukom- 
men/ 3 4 


2. „Handbuch der Festnahmekategorien“, Deutschland — 
Oberstes Hauptquartier der Alliierten Expeditionsstreitkräfte 

(April 1945): 

Teil I 
Einleitung 

„1. Ziel dieses Handbuches ist es, die im der „Mandatory Arrest 
Directive“ (Direktive über die Ermächtigung zur Festnahme) fest- 
gelegten Kategorien näher zu schildern und den Angehörigen des 
„Counter Intelligence" (Abwehrdienstes) bei der Durchführung der 
Richtlinien über die Festnahme Hilfe zu leisten. 

2. Das Handbuch umfaßt 

(a) eine Aufstellung der in der „Mandatory Arrest Direc- 
tive“ enthaltenen Kategorien, 

(b) eine kurze Beschreibung jeder Kategorie zusammen mit 
einer genauen Übersicht über die Personen, die unter die 
Kategorien fallen, nach Dienstgrad und / oder Funktion. 

3. Es wäre töricht, den Versuch zu machen, irgendwelche fest- 

stehenden und starren Regeln zur Entscheidung der Frage des Vor- 
rangs zwischen den Kategorien niederzulegen. Die „Richtlinien für 
die Festnahme“ wurden erlassen, um die Sicherheit der Besatzungs- 
truppen, die Liquidierung der deutschen Geheimdienste, die Auf- 
lösung der NSDAP in allen ihren Gliederungen und die Denafizie- 
rung der deutschen Einrichtungen zu gewährleisten. Es ist nicht 
möglich zu sagen — es ist tatsächlich unwahrscheinlich — daß die 
ernsteste Bedrohung der Sicherheit der Besatzungstruppen von 
einer der aufgeführten Organisationen ausgehen wird. Was sich 
sagen läßt, ist nur, daß Himmler im Mittelpunkt des Widerstan- 
des stehen und Männer und Frauen aus einigen oder allen Organi- 
sationen zusammenziehen wird.“ 
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Teil II 


Die Kategorien für automatische Festnahme und automatische 
Haft in Deutschland 

A. Die deutschen Geheimdienste 

„1. Das gesamte Personal der Ämter (Abteilungen) I, II, III, IV, VI, 
des Militärischen Amtes (früher Abwehr) und VII des Reichs- 
sicherheitshauptamtes (RSHA) zusammen mit den Außen- 
stellen und Organisationen, die einer dieser Abteilungen unter- 
stehen oder von ihr kontrolliert werden. 

2. Das gesamte Personal der Geheimen Feldpolizei (GFP). 

3. Das gesamte Personal des Reichssicherheitsdienstes.“ 


Teil III 

Beschreibungen der Kategorien für die Festnahme 
A. Die deutschen Geheimdienste 

„Unter der allgemeinen Überschrift „Deutsche Geheimdienste“ 
ist das ausgedehnte Netz des Geheimdienstes (im weitesten Sinne) 
zu verstehen, das die NSDAP sowohl aus bereits früher bestehen- 
den Organisationen und aus von ihr geschaffenen eigenen Son- 
derorganisationen aufgebaut hat. Dieser „Aufbauprozeß“ war 
stets auf die Zentralisierung der Kontrolle des gesamten Geheim- 
dienstes in der Partei selbst, d. h. in dem jetzigen Reichssicherheits- 
hauptamt, ausgerichtet. Das RSHA kontrolliert heute nicht nur 
den gesamten politischen Geheimdienst im Inland und Ausland, 
sondern seit Juni 1944 im Grunde genommen auch den gesamten 
militärischen Geheimdienst. 

Es liegt auf der Hand, daß für die Zwecke der Festnahme der 
Rahmen der Kategorie, die die Angehörigen dieser im wesentlichen 
von der NSDAP kontrollierten Machtballung umfaßt, so weit als 
möglich gezogen werden muß. 

Die folgenden Untergruppen sind deshalb nicht notwendig auf 
die ausgesprochen unverkennbaren Elemente der Geheimdienste 
beschränkt. 


1. Das Reichssicherheitshauptamt 

Die Kategorie für automatische Festnahme umfaßt das gesamte 
Personal der Abteilungen des RSHA mit Ausnahme des Amtes V. 

Ein großer Prozentsatz des RSHA-Personals wird auch unter 
andere Kategorien fallen wie Beamte des Zivildienstes, Polizei und/ 
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oder SS; die vorliegende Kategorie ist besonders für das RSHA- 
Personal bestimmt, das nicht unter diese anderen Kategorien fällt. 
So müssen die Geschäftsabteilungen, Amt I (Personal) und Amt II 
(Finanzen, Verwaltung und Recht) eingezogen werden. Grund- 
sätzlich müssen Angehörige des RSHA-Personals als grausame und 
hervorragend geschulte Nazis angesehen werden. 

Der Auschluß des Amtes V (Zentralverwaltung der Kripo) be- 
ruht auf Erwägungen der praktischen Besatzungspolitik während 
der alliierten Besetzung Deutschlands. 

Amt III ist die Zentralstelle des Sicherheitsdienstes des Reichs- 
führers SS und als solche Mittelpunkt des gesamten politischen Ge- 
heimdienstes im Inland und der Kern des RSHA. Das Amt III mit 
seinen zahlreichen Aufgabengebieten kontrolliert praktisch nicht 
nur das Amt IV (Gestapo) und Amt V (Kripo), sondern kann 
durch seine enge Zusammenarbeit auch die Dienste des Amtes VI 
(Auslandsspionage), des Militärischen Amtes (die frühere Abwehr, 
d. g. militärischer Geheimdienst) und des Amtes VII (Weltanschau- 
liche Forschung) einspannen. 


2. Die Geheime Feldpolizei 

Die Geheime Feldpolizei (GFP) ist die militärische Spionage- 
abwehr und Sicherheitspolizei der Wehrmacht im Kriege. Obwohl 
die GFP eine militärische Formation ist, wird sie praktisch von der 
Gestapo beherrscht, hier also wiederum der militärische Geheim- 
dienst dem politischen Geheimdienst untergeordnet. Die GFP-Be- 
amten sind als Feldpolizeibeamte, die Ors (BM) als Hilfsbeamte 
bekannt. Die Angehörigen aller Dienstgrade der GFP sind festzu- 
nehmen. 


Die Dienstgrade der Feldpolizeibeamten umfassen wahrschein- 
lich die folgenden: 


Annähernd entsprechender 

Dienstgrad Dienstgrad bei der Wehrmacht 


Feldpolizeichef der Wehrmacht 

Heerespolizeichef 

Feldpolizeidirektor 

Feldpolizeikommissar 

Feldpolizeisekretär 


Oberst 

Oberstleutnant (?) 
Major 

Hauptmann 

Leutnant 


3. Der Reichssicherheitsdienst 

Angaben über den Reichssicherheitsdienst sind zur Zeit nur in 
beschränktem Umfange verfügbar. Dieser Dienst ist für die persön- 
liche Sicherheit der höchsten Nazis verantwortlich; während er 
nach einigen Nachrichtenquellen nicht dem RSHA unterstellt ist, 
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scheint er eine Verbindung zu dem Amt IV (Gestapo) des RSHA 
zu haben und muß deshalb in jede großangelegte Maßnahme gegen 
die deutschen Geheimdienste einbezogen werden. 


Alle Angehörigen des Reichssicherheitsdienstes sind festzuneh- 
men.“ 


3. Kontrollrats-Direktive Nr. 38 *) 

Verhaftung und Bestrafung von Kriegsverbrechern, National- 
sozialisten und Militaristen und Internierung, Kontrolle und Über- 
wachung von möglicherweise gefährlichen Deutschen, 

„Der Kontrollrat erläßt folgende,Direktive: 

Abschnitt I 
1. Zweck 

Der Zweck dieser Direktive ist es, für ganz Deutschland gemein- 
same Richtlinien zu schaffen betreffend: 

a) Die Bestrafung von Kriegsverbrechern, Nationalsozialisten, 
Militaristen und Industriellen, welche das nationalsozia- 
listische Regime gefördert und unterstützt haben; 

b) die vollständige und endgültige Vernichtung des National- 
sozialismus und des Militarismus durch Gefangensetzung 
oder Tätigkeitsbeschränkung von bedeutenden Teilnehmern 
oder Anhängern dieser Lehren; 

c) Die Internierung von Deutschen, welche, ohne bestimmter 
Verbrechen schuldig zu sein, als für die Ziele der Alliierten 
gefährlich zu betrachten sind, sowie die Kontrolle und Über- 
wachung von Deutschen, die möglicherweise gefährlich wer- 
den können.“ 


Anhang A 
Abschnitt I 

„Die folgende Liste führt Personengruppen auf, die wegen der 
Art der ihnen gemäß den Paragraphen 1 bis 10 des Artikels II des 
Abschnittes I dieser Direktive zur Last gelegten Verbrechen und 
wegen der von ihnen innegehabten Stellungen sorgfältig zu prüfen 
sind; wenn die Ergebnisse der Untersuchung eine Anklage notwen- 
dig machen, muß gegen diese Personen als Hauptschuldige ver- 
handelt werden, und sie müssen, falls schuldig befunden, bestraft 
werden. 


*) Anm. d. Übers.: in „Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland“ 
Nr. 11, S. 184. 
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A. Deutscher Geheimdienst einschließlich Abwehrämter. 

1. Alle leitenden Beamten des Reichssicherheitshauptamtes 
(RSHA), dessen Organisationen und Dienststellen, die dem RSHA 
direkt unterstellt waren. 

2. Alle Beamten der Geheimen Feldpolizei (GFP) bis herunter 
und einschließlich des Ranges des Feldpolizeidirektors. 

3. Alle leitenden Beamten des Forschungsamtes des Reichs- 
luftfahrtministeriums. “ 


„Abschnitt II 

Die folgende Liste führt Personengruppen auf, die wegen der 
Art der ihnen zur Last gelegten Verbrechen, wie sie im Artikel 3 
§ A, B und C des Abschnitts II dieser Direktive aufgeführt sind, 
sorgfältig zu prüfen sind; wenn die Ergebnisse der Untersuchung 
eine Anklage notwendig machen, sind diese Personen zur Abur- 
teilung als Belastete zu bringen und, falls für schuldig befunden, 
zu bestrafen. 


A. Deutscher Geheimdienst einschließlich Abwehrämter. 

1. Alle leitenden Beamten und sonstigen Personen des RSHA, 
dessen Organisationen und Dienststellen, die dem Reichssicher- 
heitshauptamt direkt unterstellt waren, soweit sie nicht unter die 
Gruppe der Hauptschuldigen fallen. 

2. Alle Beamten der Geheimen Feldpolizei, die nicht unter die 
Gruppe von Hauptschuldigen fallen. 

3. Alle Personen, die seit dem 30. Januar 1933 in ihrem Lande 
für den Deutschen Geheimdienst einschließlich Abwehr oder für 
irgendeine Organisation oder Abteilung, welche der Kontrolle oder 
Aufsicht des deutschen Geheimdienstes unterstellt war, tätig 
waren.“ 

Diese Bestimmungen der Besatzungsmächte rechtfertigen nach 
amerikanischer Auffassung die Beteiligung des Kemritz an den Ver- 
haftungen durch die Sowjets. Falls aber der Standpunkt vertreten 
werde, daß Kemritz sich strafbar gemacht habe, liegen nach ameri- 
kanischer Auffassung die Voraussetzungen vor, auf Grund des Be- 
satzungsrechts in die deutschen Gerichtsverfahren einzugreifen und 
sie den deutschen Gerichten zu entziehen. Für die Berliner Ver- 
fahren ergeben sich nach amerikanischer Auffassung die Rechts- 
grundlagen dafür aus dem Artikel 7 des Gesetzes Nr. 7 der Alli- 
ierten Kommandantur Berlin, für die Verfahren im Bundesgebiet 
aus dem Gesetz Nr. 13 AHK. Nach diesen Bestimmungen können 
die Besatzungsbehörden einem deutschen Gericht jedes Verfahren 
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entziehen, welches unmittelbar den Schutz, das Prestige und die 
Sicherheit der Besatzungsmacht berührt. Nach amerikanischer Auf- 
fassung werden durch ein deutsches Gerichtsverfahren gegen Kern- 
ritz das Prestige und die Sicherheit der amerikanischen Besatzungs- 
macht berührt. Das gelte auch für deutsche Gerichtsverfahren, 
welche diejenigen Handlungen des Kemritz zum Gegenstand haben, 
die vor der Aufnahme der Agententätigkeit des Kemritz für die 
Amerikaner, also vor Mitte Dezember 1945, begangen worden sind. 
Über die Frage, ob das Prestige und die Sicherheit der amerikani- 
schen Besatzungsmacht unmittelbar berührt werde, stehe die Ent- 
scheidung der amerikanischen Besatzungsmacht zu, die darüber bes- 
ser informiert sei als die deutschen Stellen. 


VII. 

Die deutsche Rechtsauffassung 

Der amerikanischen Rechtsauffassung haben die deutschen Be- 
auftragten folgende Erwägungen entgegengehalten: 

1. Die alliierten Richtlinien über den automatischen Arrest 
rechtfertigen die Handlungen des Kemritz nicht. 

Von den Vorschriften, die die amerikanische Seite zur Recht- 
fertigung der Handlungen des Kemritz angeführt hat, scheidet 
die Kontrollrats-Direktive Nr. 38 aus, da sie erst im Oktober 
1946, also nach der Begehung der Handlungen des Kemritz 
erlassen worden ist, und außerdem nicht den automatischen 
Arrest regelt, sondern Richtlinien über die Aburteilung von 
Kriegsverbrechern, Nationalsozialisten, Militaristen und solchen 
Deutschen enthält, die für die Besatzungsmächte gefährlich sind. 
Die Vorschriften über den automatischen Arrest, auf die sich 
die amerikanischen Beauftragten im übrigen berufen, sind von 
den drei Westalliierten nach anderen Grundsätzen gehandhabt 
worden als von der sowjetischen Besatzungsmacht. Der sowjeti- 
schen Besatzungsmacht waren sie nur Vorwand, Personen, die 
den Sowjets mißliebig waren, auf Jahre hinaus in Konzentra- 
tionslagern festzuhalten und einem System der Rechtlosigkeit 
und Willkür zu überliefern. Das Vorgehen der Sowjets in ihrem 
Besatzungsbereich seit dem 8. 5. 1945 unterscheidet sich in nichts 
von dem sowjetischen Terror in allen Ländern hinter dem 
eisernen Vorhang, Vorschriften der vier Besatzungsmächte über 
den automatischen Arrest können das sowjetische System der 
Konzentrationslager und die Verhaftung Deutscher zum Zwecke 
ihrer Überführung in Konzentrationslager niemals rechtferti- 
gen. 

Der Bundesgerichtshof hat die Frage der Rechtmäßigkeit 
oder Rechtswidrigkeit von Handlungen, die denen des Kemritz 
gleichen, in dem Urteil vom 6. 11. 1951 in der Strafsache gegen 
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Ursula Zimmer mann (1 StR 27/50) entschieden. Die An- 
geklagte Zimmermann hat sich der NK¥D im Mai 1945 zu 
Agentendiensten verpflichtet und sich seit Mai 1945 bemüht, 
eine frühere Kollegin vom Reichssicherheitshauptamt, die Ste- 
notypistin Margarete Worbs, der NKWD in die Hände 
zu spielen. Am 29. 7. 45 gelang es ihr, die Worbs auf einem 
Gang innerhalb der Berliner Westsektoren zu begleiten und sie 
in einen plötzlich vor ihnen haltenden Kraftwagen der NKWD 
zu drängen, was zu der Verbringung der Worbs in das Kon- 
zentrationslager Sachsenhausen führte. Der Bundesgerichtshof 
hat in diesem Urteil folgende Grundsätze ausgesprochen: 

„An einer Würdigung der den besonderen Fall kennzeich- 
nenden Umstande läßt es das Urteil schon dadurch fehlen, daß 
es den der Festgenommenen angetanen Freiheitsentzug als „In- 
ternierunghaft“ betrachtet, ohne darauf einzugehen, daß die 
Verbringung in ein Konzentrationslager des Ostens, wie allge- 
mein bekannt, etwas ganz anderes bedeutet, als das, was die 
Besatzungsmächte nach Kriegsende in ihren Vereinbarungen un- 
ter Internierung verstanden haben. Im Potsdamer Abkommen 
vom 2. August 1945 (Amtsblatt des Kontrollrats in Deutsch- 
land Erg. Heft i S. 13 f) wurde vereinbart, daß „nazistische Par- 
teiführer, einflußreiche Nazianhänger und die Leute der nazisti- 
schen Ämter und Organisationen und alle anderen Personen, 
die für die Besatzung und ihre Ziele gefährlich sind, zu verhaf- 
ten und zu internieren“ seien. Ohne auf die völkerrechtlichen 
Grundlagen für diese Abmachung zurückgehen zu müssen, er- 
gibt schon ihr Wortlaut in voller Deutlichkeit, daß mit Inter- 
nierung ein Freiheitsentzug gemeint war, der zur Durchführung 
der Besatzungsz wecke Gefahren abwenden sollte, die für die 
Besatzungsmacht von Einwohnern des besetzten Landes aus- 
gehen könnten. Schon daraus ergab sich ohne weiteres Umfang 
und Art der Maßnahmen; beides bestimmte sich nach dem, was 
für die Erreichung jenes Zweckes notwendig war — oder nach 
der Auffassung der Besatzungsmacht im einzelnen Falle für 
notwendig gehalten werden durfte — , begriff aber das nicht ein, 
was die Grenze des hiernach Notwendigen überschritt. Aus dem 
Abkommen selbst schon folgt daher, daß alles, was über den 
mit der Internierung verfolgten Zweck evident hinausgeht, 
namentlich auch bei der Handhabung des Freiheitsentzuges und 
ihrer Dauer, durch das Abkommen nicht gedeckt sein soll. Über- 
dies hätten mindestens jeder groben und unerträglichen Über- 
schreitung dieses Zweckes auch schon allgemeine Grundsätze 
des Völkerrechts entgegengestanden. 

Eine Betrachtung von dieser Rechtsgrundlage aus hätte das 
Schwurgericht zu der Erwägung führen müssen, daß die Ver- 
bringung in ein Konzentrationslager des Ostens nichts mehr 
mit einer Internierungshaft zu tun hat. Es ist allgemein bekannt 
und wiederholt von maßgebenden amtlichen Stellen näher dar- 
gelegt worden, daß die Festhaltung dort ohne jede Nachprüfung 
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der Berechtigung und ohne jede Kontrolle der Fortdauer nach 
Willkür geschieht, daß die Häftlinge in diesen Lagern unter 
Formen und Bedingungen leben müssen, die den einfachsten 
und selbstverständlichsten Geboten der Menschlichkeit wider- 
sprechen, daß ihnen alle Sicherungen eines rechtlichen Verfah- 
rens und die Möglichkeit der Verteidigung genommen sind; 
daß ihre Angehörigen über ihr Schicksal bewußt im Unklaren 
gelassen werden, daß eine Benachrichtigung der Angehörigen 
selbst beim Tode des Opfers unterbunden wird und daß vor 
allem für eine übergroße Zahl der Verhafteten — schuldlosen 
und auch vom Besatzungsstandpunkt völlig ungefährlichen 
Menschen — die Lagerhaft praktisch die Todesstrafe bedeutet. 


Diese Form einer Freiheitsberaubung ist nicht nur weit da- 
von entfernt, eine Internierung im Sinne des Abkommens zu 
sein, sondern verstößt auch gegen die einfachsten Regeln des 
Völkerrechts. Es bedarf hierfür keines Eingehens darauf, wie 
die Lage Deutschlands nach 1945 rechtlich, insbesondere völker- 
rechtlich zu beurteilen ist, auch nicht darauf, ob das Recht der 
Haager Landkriegsordnung (IKO) auf die Verhältnisse in 
Deutschland zur Zeit der Tat Anwendung zu finden hatte, und 
es kann auch dahingestellt bleiben, ob gegen die unmittelbare 
Geltung der Vorschriften der IKO für den hier zu entscheiden- 
den Fall Bedenken daraus herzuleiten sind, daß die Sowjetunion 
dem Haager Abkommen nicht beigetreten ist. Auch wenn man 
der Ansicht sein sollte, daß die Bestimmungen der IKO nicht 
unmittelbar anwendbar sind, ist es unzweifelhaft, daß die all- 
gemeinen Grundsätze des Völkerrechts eingreifen. Ihnen kann 
sich kein Staat eigenmächtig mit der Wirkung entziehen, daß 
er damit die aus der Anwendung der allgemein anerkannten 
Grundsätze des Völkerrechts sich ergebende Grenze zwischen 
Recht und Unrecht mit verbindlicher Wirkung für andere ver- 
schiebt. Wie im formellen Geltungsbereich der IKO für die in 
ihr nicht geregelten Fälle, so gilt auch außerhalb dieses Bereichs 
allgemein, daß das Fehlen einer ausdrücklichen schriftlichen Ab- 
rede nicht etwa die Bedeutung hat, daß keine völkerrechtlichen 
Grundsätze bestehen und daß die „Willkür der militärischen 
Befehlshaber“ (Lappreciation arbitraire de ceux qui dirigent les 
armees) darüber befinden könne, was Recht und Unrecht sei. 
Das wird in der IKO, die selbst nicht mit dem xMispruch auf- 
tritt, eine vollständige Kodifikation des völkerrechtlich gelten- 
den Kriegsrechts zu sein, in Abs. 8 der Einleitung zur Grund- 
konvention selbst zum Ausdruck gebracht. Dort wird in Abs. 9 
der Einleitung auch anerkannt, daß jedenfalls „die Bevölkerung 
und die Kriegführenden unter dem Schutz und der Herrschaft 
der Grundsätze des Völkerrechts bleiben, wie sie sich ergeben 
aus den unter gesitteten Völkern feststehenden Gebräuchen, aus 
den Gesetzen der Menschlichkeit und aus den Forderungen des 
öffentlichen Gewissens (les populations et les belligerants restent 
sous la sauvegarde et sous l’empire des principes du droit des 
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gens, tels qu’ils resultant des usages etablis entre nations civi- 
lisees, des lois de l’humanite et des exingences de la conscience 
publique)." 

„4. Das Schwurgericht durfte hiernach die Haft, in die Mar- 
garete Worbs durch die Tat der Angeklagten gebracht wurde, 
nicht als Internierung ansehen, mußte vielmehr, da kein anderer 
Rechtfertigungsgrund vorhanden war, sie sogar gegen allge- 
meine Regeln des Völkerrechts verstieß, ihre objektive Un- 
rechtmäßigkeit dem Urteil zugrunde legen.“ 

„Die Zusammenfassung auf Grund der bisherigen Feststel- 
lungen des Schwurgerichts ergibt mithin, daß Margarete Worbs 
durch die Festnahme und die Verbringung in ein Konzentra- 
tionslager des Osten widerrechtlich der Freiheit beraubt worden 
ist (§ 239 StGB). Dazu hat die Angeklagte ursächlich und zwar 
entscheidende Tatbeiträge geleistet und somit entgegen der An- 
nahme des Schwurgerichts jedenfalls den äußeren Tatbestand der 
Freiheitsberaubung oder der Beihilfe dazu verwirklicht.“ 

(Bis hierher zitiert aus S. 11 — 14, 15, 19 des Urteils des Bun- 
desgerichtshofs — 1 StR 27/50 — vom 6. 11. 1951). 

Diese Rechtsauffassung von der Ungesetzlichkeit der sowjeti- 
schen Verhaftungen und der Mitwirkung daran ist auch von ameri- 
kanischen Besatzungsgerichten geteilt worden. Amerikanische Be- 
satzungsgerichte haben Deutsche wegen Menschenraubs zu hohen 
Freiheitsstrafen verurteilt, weil sie Bewohner der Berliner West- 
sektoren der NKWD in die Hände gespielt haben. Solche Urteile 
sind ergangen gegen Hildegard Stark im August 1948, Gerhard 
Lüdeckeim Januar 1949 und Frieda K ö r b c r im Juni 1949. 

Auf derselben Rechtsauffassung beruhen auch die gesetzlichen 
Vorschriften, die in dem Berliner Gesetz über die Verschleppung 
von Personen aus den Berliner Westsektoren vom 20. 9. 1949 (Ver- 
ordnungsbl. für Groß-Berlin S. 331), dem Westberliner Gesetz zum 
Schutz der persönl. Freiheit vom 14. 6. 1951 (GVBl. Berlin S. 417) 
und in dem Bundesgesetz zum Schutze der persönlichen Freiheit 
vom 15. 7. 1951 (BGBl. I S. 448) gegen die Verschleppung erlassen 
worden sind. Diese Gesetze sind Ausdruck der Rechtsüberzeugung, 
daß die Mitwirkung an den Freiheitsberaubungen, die im sowjeti- 
schen Bereich aus politischen Gründen begangen werden, strafwürdig 
sind. Diese Rechtsüberzeugung steht auch einer Legalisierung von 
Handlungen entgegen, die in den Jahren 1945 und 1946 vor der 
Änderung der amerikanischen Politik gegenüber den Sowjets be- 
gangen worden sind, da das sowjetische System der Rechtslosigkeit 
und Willkür bei den Verhaftungen von Deutschen durch die 
NKWD und ihre Handlanger schon damals dasselbe war und bis 
zum heutigen Tage keinerlei rechtliche relevante Änderungen auf- 
weist. 
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Im übrigen steht die Entscheidung über die Rechtmäßigkeit oder 
Rechts Widrigkeit des Verhaltens des Kemritz ausschließlich den deut- 
schen Gerichten zu. Lediglich diese haben darüber zu entscheiden, 
ob die Bestimmungen über den automatischen Arrest die Hand- 
lungen des Kemritz zu rechtfertigen vermögen. Keinesfalls vermag 
die amerikanische Rechtsauffassung, daß die Handlungen des Kem- 
ritz nicht ungesetzlich wären, einen Eingriff in deutsche Gerichts- 
verfahren zu rechtfertigen. Ob ein solcher Eingriff rechtlich zulässig 
ist, hängt vielmehr davon ab, ob im Einzelfall die dafür maßgeben- 
den Voraussetzungen des Besatzungsrechts gegeben sind. 


2. Die in Frage kommenden Vorschriften des Besatzungsrechts 
über Eingriffe in deutsche Gerichtsverfahren 

Es ist daher zu prüfen, unter welchen Voraussetzungen die Vor- 
schriften des Besatzungsrechts einen Eingriff in deutsche Gerichts- 
verfahren zulassen. Im Falle Kemritz kommen folgende Vorschrif- 
ten in Frage: 


Rechtslage im Bundesgebiet 

1. Nach Gesetz Nr. 13 AEIK (Amtsblatt S. 54) Art. 1 dürfen ohne 
ausdrückliche Genehmigung deutsche Gerichte die Strafgerichts- 
barkeit nicht ausüben: 

b) wenn eine Person beschuldigt wird, eine strafbare Handlung 
begangen zu haben: 

bei der Erfüllung von Pflichten oder der Leistung von 
Diensten für die alliierten Streitkräfte oder in Verbindung 
damit. 

Nach demselben Gesetz Art. 7 können die Besatzungsbehör- 
den allgemein oder in besonderen Fällen einem deutschen Ge- 
richt jedes Verfahren entziehen, welches unmittelbar eine der 
in § 2 des Besatzungsstatuts genannten Personen oder Angele- 
genheiten berührt. 

Zu den vorbehaltenen Gebieten gehört nach § 2 e des Be- 
satzungsstatuts: der Schutz, das Prestige und die Sicherheit der 
alliierten Streitkräfte, Angehörigen, Angestellten und Vertreter. 

2. Nach Gesetz Nr. 6 des Amerikanischen Hohen Kommissars 
(Amtsblatt S. 526) in der Fassung des Gesetzes Nr. 17 des 
Amerikanischen Hohen Kommissars (Amtsblatt S. 761) kann der 
Amerikanische Hohe Kommissar oder ein von ihm Bevollmäch- 
tigter ein bei einem deutschen Gericht anhängiges oder anhängig 
gewesenes Verfahren der deutschen Gerichtsbarkeit entziehen, 
wenn er feststellt, daß das Verfahren die Interessen der Be- 
satzung berührt. 
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Der Art. 6 des Gesetzes Nr. 6 ist auf eine Anfrage der Bundes- 
regierung vom Amerikanischen Hohen Kommissar in dem Schreiben 
vom 27. 10. 1950 (Akten des Bundesjustizministeriums 3120/1) 
authentisch interpretiert worden. In diesem Schreiben heißt es: 

„Artikel 6 des Gesetzes Nr. 6 des Hohen Kommissars der 
Vereinigten Staaten für Deutschland sieht vor, daß der Hohe 
Kommissar der Vereinigten Staaten oder sein bevollmächtigter 
Vertreter gewisse Maßnahmen in Bezug auf Falle, die bei deut- 
schen Gerichten anhängig sind, ergreifen kann, wenn er fest- 
stellt, daß die Interessen der Besatzung berührt sind. Gesetz 
Nr. 6 ist in Ausführung des Gesetzes Nr. 13 der Alliierten 
Hohen Kommission erlassen werden, und Artikel 6 des Gesetzes 
Nr. 6 ergänzt, aber ersetzt nicht den Artikel 7 des Gesetzes 
Nr. 13 der Alliierten Hohen Kommission, auf Grund dessen 
die Besatzungsbehörden das Recht haben, in Verfahren, die bei 
deutschen Gerichten anhängig sind, einzugreifen, wenn Personen 
oder Sachen, die unter Ziffer 2 des Besatzungsstatuts fallen, un- 
mittelbar betroffen werden. Daher können Maßnahmen auf 
Grund des Artikels 6 des Gesetzes Nr. 6 des Hohen Kommis- 
sars der Vereinigten Staaten für Deutschland nur dann ergriffen 
werden, wenn die Voraussetzungen sowohl dieses Artikels als 
auch des Artikels 7 des Gesetzes Nr. 13 der Alliierten Hohen 
Kommission erfüllt sind, d. h. der betreffende Fall muß eine 
der unter Ziffer 2 des Besatzungsstatuts fallenden Personen oder 
Sachen unmittelbar betreffen und der Hohe Kommissar der 
Vereinigten Staaten oder sein bevollmächtigter Vertreter muß 
festgestellt haben, daß die Interessen der Besatzung berührt 
sind.“ 


Rechtslage in Berlin 

3. Nach Art. 1 des Gesetzes Nr. 7 der Alliierten Kommandantur 
in Berlin (Verordnungsblatt Berlin Nr. 19. vom 25. 3. 1950) 
dürfen ohne ausdrückliche Genehmigung der Alliierten Kom- 
mandantur oder des zuständigen Sektorenkommandanten deut- 
sche Gerichte die Strafgerichtsbarkeit nicht ausüben: 

b) wenn eine Person beschuldigt wird, eine strafbare Handlung 
begangen zu haben: 


III. 

bei der Erfüllung von Pflichten oder der Leistung von Diensten 
für die alliierten Streitkräfte oder in Verbindung damit. 

Nach Art. 2 desselben Gesetzes dürfen ohne ausdrückliche 
allgemeine oder in besonderen Fällen erteilte Genehmigung der 
Alliierten Kommandantur in Berlin oder des zuständigen Sek- 
torenkommandanten deutsche Gerichte Gerichtsbarkeit in nicht- 
strafrechtlichen Angelegenheiten nicht ausüben: 
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b) wenn eine der zu entscheidenden Fragen eine Angelegenheit 
betrifft, die aus der Erfüllung von Pflichten oder der Lei- 
stung von Diensten für die alliierten Streitkräfte oder in 
Verbindung damit entstanden ist. 

Nach Art. 7 desselben Gesetzes kann der zuständige Sektoren- 
konimandant allgemein oder in besonderen Fällen einem deutschen 
Gericht jedes Verfahren entziehen, welches unmittelbar eine der in 
§ 2 der „Erklärung über die Grundsätze der Beziehungen der Stadt 
Groß-Berlin zu der Alliierten Kommandantur” genannten Perso- 
nen oder Angelegenheiten berührt. 

Nach der Erklärung über die Grundsätze der Beziehungen der 
Stadt Groß-Berlin zu der Alliierten Kommandantur (Verordnungsbl. 
Groß-Berlin 1949, S. 151) gehört zu den vorbehaltenen Gebieten 
nach § 2 e: 

der Schutz, das Prestige und die Sicherheit ckr alliierten Streit- 
kräfte, Angehörigen, Angestellten und Vertreter. 


3. Die Anwendbarkeit dieser Vorschriften des Besatzungsrechts 
auf die deutschen Gerichtsverfahren gegen Kemritz 

Die Prüfung, ob diese Vorschriften des Besatzungsrechts einen 
Eingriff der Besatzungsmacht in die deutschen Gerichtsverfahren 
gegen Kemritz zulassen, führt zu folgendem Ergebnis: 

a) eine Erfüllung von Pflichten oder die Leistung von Diensten 
für die alliierten Streitkräfte scheidet bei allen Handlungen des 
Kemritz aus, die er vor dem Beginn des Auftragsverhältnisses 
zur amerikanischen Besatzungsmacht, d. i. vor Mitte Dezember 
1945, begangen hat. Die sowjetische Besatzungsmacht gehört 
nach dem Gesetz Nr. 2 der AHK über Begriffsbestimmungen 
(Amtsblatt S. 4) nicht zu den alliierten Besatzungsbehörden im 
Sinne der angeführten Vorschriften. Bei allen Handlungen, die 
Kemritz vor Mitte Dezember 1945 begangen hat, kann daher 
ein Eingriff in die deutsche Gerichtsbarkeit nicht auf Artikel 1 
des Gesetzes Nr. 13 AHK und Artikel 1 und 2 des Gesetzes 
Nr. 7 der Alliierten Kommandantur von Berlin gestützt werden 

b) Ein Eingriff in die deutschen Gerichtsverfahren kann auf Ar- 
tikel 7 des Gesetzes Nr. 13 AHK, auf Artikel 6 des Gesetzes 
Nr. 6 des Amerikanischen Hohen Kommissars und auf Artikel 7 
des Gesetzes Nr. 7 der Alliierten Kommandantur in Berlin nur 
gestützt werden, wenn das deutsche Gerichtsverfahren eine An- 
gelegenheit betrifft, die den Schutz, das Prestige und die Sicher- 
heit der alliierten Streitkräfte und Behörden unmittelbar 
berührt. Eine solche unmittelbare Berührung muß 
jedenfalls bei allen Handlungen des Kemritz verneint werden, 
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die vordem Beginn des Auftragsverhältnisses zur amerika- 
nischen Besatzungsmacht begangen worden sind. Nur jene 
Handlungen, die Kemritz während seiner Tätigkeit als Agent 
für die amerikanische Besatzungsmacht begangen hat, können 
unter Umständen unmittelbar das Prestige und die Sicher- 
heit der amerikanischen Besatzungsmacht berühren. Die gegen- 
teilige Auffassung würde zu dem unmöglichen Ergebnis führen, 
daß strafbare Handlungen eines Deutschen der Untersuchung 
und Aburteilung durch deutsche Gerichte entzogen werden 
könnten, wenn der Täter nach ihrer Begehung als 
Agent in die Dienste der Besatzungsmacht tritt. Diese gegen- 
teilige Auffassung würde bedeuten, daß Deutsche sich gegenüber 
der Verfolgung von strafbaren Handlungen durch deutsche Ge- 
richte dadurch einen Freibrief verschaffen könnten, daß sie spä- 
ter Agentendienste für eine Besatzungsmacht übernehmen. Straf- 
bare Handlungen, die der Agent einer Besatzungsmacht vor 
d e m B e g i n n seines Agentenverhältnisses begangen hat, kön- 
nen das Prestige und die Sicherheit der Besatzungsmacht nur 
mittelbar berühren.. Nach den Feststellungen der Berliner 
Behörden besteht gegen Kemritz der dringende Verdacht, daß 
er vor dem Zusammenbruch des nazistischen Regimes sich als 
Rechtsanwalt in Berlin des Betrugs, der Untreue und der Unter- 
schlagung schuldig gemacht hat. Es ist nicht ersichtlich, inwiefern 
durch ein deutsches Gerichtsverfahren wegen dieser Taten das 
Prestige und die Sicherheit der amerikanischen Besatzungsmacht 
überhaupt berührt werden würden. 


Bei allen Handlungen, die Kemritz vor dem Beginn 
seiner Agententätigkeit für die amerikanische Besatzungsmacht 
begangen hat, kann demnach ein Eingriff in die deutschen Ge- 
richtsverfahren auch nicht auf Artikel 7 des Gesetzes Nr. 13, 
Artikel 6 des Gesetzes Nr. 6 des Amerikanischen Hohen Kom- 
missars und Artikel 7 des Gesetzes Nr. 7 der Alliierten Kom- 
mandantur in Berlin gestützt werden. 


c) Die Überprüfung der Anwendbarkeit der Besatzungsvorschrif- 
ten führt demnach zu dem Ergebnis, daß mindestens bei ein- 
zelnen Handlungen des Kemritz die rechtlichen Vor- 
aussetzungen für ein Eingreifen in die deutsche Gerichtsbarkeit 
sicher fehlen. Wenigstens in diesen Fällen müssen die deutschen 
Gerichtsverfahren ihren Fortgang nehmen, wenn nach den 
Grundsätzen des Rechts verfahren wird und die Besatzungs- 
macht sich an die von ihr oder unter ihrer Mitwirkung erlassenen 
Vorschriften des Besatzungsrechts hält. Bei dieser Rechtslage 
kann die Frage offenbleiben, ob die rechtlichen Voraussetzungen 
für ein Eingreifen in die deutsche Gerichtsbarkeit auch bei den- 
jenigen Handlungen des Kemritz gegeben sind, die er nach 
dem Beginn seiner Agententätigkeit für die amerikanische 
Besatzungsmacht begangen hat. 
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d) Im übrigen haben die deutschen Beauftragten in den Verhand- 
lungen wegen der Unzulässigkeit der Eingriffe in den Berliner 
Zivilprozeß v. Hake gegen Kemritz und in das Ehrengerichts- 
verfahren gegen Kemritz die Rechtsauffassung vertreten, die in 
der deutschen Note vom 29. 6. 1951 dargelegt worden ist. 


VIII. 

Ergebnis der Verhandlungen 

Eine Einigung zwischen den amerikanischen und den deutschen 
Beauftragten über die von ihnen vertretene Rechtsauffassung 
konnte nicht erzielt werden. Die amerikanischen Beauftragten er- 
klärten nach der Darlegung der deutschen Rechtsauffassung und 
Erörterung der damit zusammenhängenden Rechtsfragen, daß die 
deutschen Argumente nicht geeignet seien, den amerikanischen 
Standpunkt zu ändern. Der Amerikanische Hohe Kommissar könne 
eine Verhandlung des Falles Kemritz vor einem deutschen Gericht 
nicht zulassen. 

Am Schluß der Verhandlungen wurde die Frage erörtert, wie 
in der Zukunft derartige Fälle verhütet werden können. Bei der 
Verhandlung vom 5. 9. 1951 hatte der Vertreter der politischen 
Abteilung des Amerikanischen Hohen Kommissars, Mr. D a y t o n, 
sein Bedauern darüber ausgedrückt, daß der Fall Kemritz nicht schon 
in einem früheren Stadium mit den deutschen Stellen erörtert wor- 
den sei. Er hat in Aussicht gestellt, daß bei Vorkommnissen ähn- 
licher Art eine Anhörung der deutschen Stellen stattfinden werde, 
bevor die amerikanische Entscheidung ergehe. In der Verhandlung 
vom 28. 2. 1952 haben die amerikanischen Beauftragten gleichfalls 
erklärt, daß der Amerikanische Hohe Kommissar sich künftig bei 
derartigen Vorkommnissen mit den deutschen Behörden in Ver- 
bindung setzen werde und zwar mit den deutschen Länderregie- 
rungen, in Sachen von größerer Bedeutung auch mit der Bundes- 
regierung. 

Bereits in der Verhandlung vom 28. 2. 1952 erwähnten die 
amerikanischen Beauftragten eine Anordnung des Amerikanischen 
Hohen Kommissars, wonach Kemritz zur Bereinigung der Angele- 
genheit das Bundesgebiet zu verlassen habe. Am Nachmittag des 
26. März 1952 übermittelten 2 hohe Beamte der Amerikanischen 
Hohen Kommission dem Bundesjustizministerium mündlich die 
Nachricht, daß sich Kemritz im Auslande befinde. Die Frage, wann 
er das Bundesgebiet verlassen habe und in welchem Lande er sich 
aufhalte, wurde nicht beantwortet. Gleichzeitig wurde das Bundes- 
justizministerium darüber unterrichtet, daß die Amerikanische Hohe 
Kommission beabsichtige, der Presse nur die gleiche kurze Mittei- 
lung, daß Kemritz sich im Auslande befinde, zuzuleiten. Eine Ver- 
einbarung, die Presseveröffentlichung um zwei Tage hinauszuschie- 
ben, um der Bundesregierung Gelegenheit zu geben, gleichzeitig zu 



der Presseveröffentlichung Stellung zu nehmen, konnte nicht ein- 
gehalten werden, weil die amerikanische Presseabteilung die Gerüchte 
von dem Verschwinden des Kemritz bestätigt hatten, bevor sie von 
der Vereinbarung über die Verschiebung der Presseveröffentlichung 
unterrichtet worden waren. 


IX. 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung kann die von dem Amerikanischen Hohen 
Kommissar gewählte Lösung, Kemritz aus Deutschland zu entfer- 
nen, nicht als eine Bereinigung des Falles Kemritz anerkennen. 

Die hinterhältige und verwerfliche Mitwirkung des Kemritz an 
den Verhaftungen, die die NKWD nicht nur gegenüber Angehöri- 
gen des deutschen Abwehrdienstes, sondern auch gegenüber anderen 
Deutschen vorgenommen hat, schließt Handlungen in sich, die nach 
der Auffassung der Bundesregierung Verbrechen sind und durch die 
Vorschriften der Besatzungsmächte über den automatischen Arrest 
nicht gerechtfertigt werden können. Der Versuch, die Mitwirkung 
des Kemritz an diesen Freiheitsberaubungen als legal zu kennzeich- 
nen, wird von der Bundesregierung im Einklang mit der Recht- 
sprechung des höchsten deutschen Gerichtshofes abgelehnt. 

Die Bundesregierung ist ferner der Auffassung, daß die Voraus- 
setzungen des geltenden Besatzungsrechts für Eingriffe in deutsche 
Gerichtsverfahren gegen Kemritz bei einer Reihe von ihm zur Last 
gelegten Handlungen sicher nicht Vorgelegen haben und daß die 
rechtlichen Bedenken, die gegen die amerikanischen Eingriffe in 
deutsche Gerichtsverfahren bei anderen Handlungen des Kemritz 
bestehen, durch die amerikanischen Darlegungen nicht ausgeräumt 
worden sind. 

Die Bundesregierung gibt der Erwartung Ausdruck, daß zuver- 
lässige Sicherungen gegen die Wiederholung von ähnlichen Eingrif- 
fen in die deutsche Gerichtsbarkeit geschaffen werden, da diese Ein- 
griffe geeignet sind, die Zusammenarbeit der beiden Nationen aufs 
schwerste zu beeinträchtigen. 
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